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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Breidbach, Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5750 - 

betr. Bekämpfung von Krankenhausinfektionen (Hospitalismus) in der 
Bundesrepublik Deutschland 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 6. Okto- 
ber 1976 — 014/332.2 - KA 7 - 129 - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. In welchem Umfang verfügt die Bundesregierung über Unter- 
lagen hinsichtlich Art und Umfang von krankenhausbedingten 
Infektionen in der Bundesrepublik Deutschland? 

Die Durchführung der Hygienevorschriften liegt nach der Ver- 
fassung in der Zuständigkeit der Länder. Die in § 8 des Bundes- 
seuchengsetzes aufgeführten Krankenhausinfektionen müssen 
unverzüglich dem zuständigen Gesundheitsamt gemeldet wer- 
den. 

Der Bundesregierung liegen nur einzelne Darlegungen über 
Hospitalinfektionen vor, über die in der Fachliteratur oder in 
der Tagespresse berichtet worden ist. 


2. Welche Erfahrungen vergleichbarer Länder des Auslands über 
die Bekämpfung von Hospitalismus sind der Bundesregierung 
bekannt, und wie bewertet sie die Möglichkeit, die in diesen 
Ländern gemachten Erfahrungen auf die Verhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland anzuwenden? 

Der Bundesregierung sind z. Z. noch laufende Untersuchungen 
in den USA bekannt. Seit dem Jahre 1970 sind dort in einigen 
Krankenhäusern zunächst die Krankenhausinfektionen erfaßt 
worden. 1975 wurden die Arbeiten an einer Studie aufgenom- 
men, über die festgestellt werden soll, ob Infektionskontroll- 
programme allgemein die Infektionsrate senken können und 
welche Maßnahmen den größten Effekt haben. 
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Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
steht mit den zuständigen Stellen in den USA in Kontakt. Die 
Bundesregierung wird gegebenenfalls die mit der Studie ge- 
wonnenen Erfahrungen verwerten. 


3. Liegen der Bundesregierung Berechnungsunterlagen und ggf. in 
welchem Umfang darüber vor, welche zusätzliche Kostenbela- 
stungen durch Maßnahmen zur Erkennung, Verhütung und Be- 
kämpfung von Krankenhausinfektionen dem Bund, den Ländern 
und den Krankenhausträgern entstehen? 

Im Auftrag der Bundesregierung hat eine Kommission des 
Bundesgesundheitsamtes eine „Richtlinie für die Erkennung, 
Verhütung und Bekämpfung von Krankenhausinfektionen" er- 
arbeitet, die im Bundesgesundheitsblatt Nr. 1/1976 am 9. Januar 
1976 veröffentlicht worden ist. Auf der Basis dieser Richtlinie 
und anhand von Teilergebnissen der noch nicht abgeschlosse- 
nen amerikanischen Studie hat eine vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit beauftragte Forschergruppe 
die hiernach notwendigen personellen Kosten berechnet. Unter 
Zugrundelegung eines zusätzlichen Personalbedarfs von einem 
Krankenhaushygieniker und einem medizinisch-technischen 
Laboratoriumsassistenten pro 800 Betten sowie einer Hygiene- 
fachschwester für je 300 Betten bei insgesamt 480 000 planmäßi- 
gen Betten in Akutkrankenhäusern würden sich die Ausgaben 
hierfür zwischen 80 und 115 Mio DM im Jahr belaufen. Hinzu 
kämen noch d,ie Aufwendungen für die Ausbildung dieses Fach- 
personals, deren Höhe noch nicht abgeschatzt werden kann. 
Auch die erheblichen kostenmäßigen Auswirkungen weiterer 
Maßnahmen - wie beispielsweise aus der überarbeiteten DIN- 
Norm 1946, Blatt 4, zur Verbesserung lüftungstechnischer Anla- 
gen in Krankenhäusern - lassen sich noch nicht genau über- 
sehen. 

Demgegenüber würden erhebliche Einsparungen bei Eindäm- 
mung der Krankenhausinfektionen stehen. Unter Zugrunde- 
legung verlängerter Liegezeiten zwischen 7 und 21 Tagen bei 
unterschiedlichen Infektionsraten zwischen 5 und 15 v. H. und 
jährlichen Personalkosten je nach Ausstattung von 40 000 bis 
60 000 DM je 250 Betten sowie bei einem Rückgang der Kran- 
kenhausinfektionen von nur 10 v. H. könnte je nach den ein- 
geleiteten Maßnahmen mit Einsparungen bis zu 282 Mio DM 
gerechnet werden. Vorläufige Daten aus der amerikanischen 
Studie zeigen, daß dort bei einer Reduktion der Krankenhaus- 
infektionen von nur 6,3 v. H. bereits die Kosten für ein Infek- 
tionskontrollprogramm durch die ersparten Krankenhauskosten 
aufgehoben werden. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch gezielte 
Bekämpfung von Krankenhausinfektionen die Verweildauer in 
den Krankenhäusern zu verkürzen und auf diese Weise lang- 
fristig einen Beitrag zu einer Kostensenkung im Gesundheits- 
wesen zu leisten? 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß bei konsequen- 
ter Anwendung der Richtlinie für die Erkennung, Verhütung 
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und Bekämpfung von Krankenhausinfektionen weitgehend In- 
fektionsfälle vermieden werden können und damit auch die 
Krankenhausverweildauer entscheidend gesenkt werden kann. 
Nach der Erfahrung stellt Unwissenheit und Unachtsamkeit bei 
der Beachtung der erforderlichen Hygiene die Hauptquelle von 
Krankenhausinfektionen dar. Schon der Einsatz des zusätzlichen 
Hygiene-Fachpersonals würde wesentlich zu einer Verminde- 
rung der Infektionen beitragen. 


5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Verantwort- 
lichkeit für den Problembereich „Hygiene/Hospitalismus" nach 
den geltenden Richtlinien eindeutig geregelt ist, oder welche 
Verbesserungen sollten ggf. aufgrund zwischenzeitlich gewonne- 
ner Erfahrungen durchgeführt werden? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die in der vorer- 
wähnten Richtlinie in Abschnitt 5 empfohlenen Regelungen die 
im Krakenhaus jeweils Verantwortlichen eindeutig festlegen. 


6. Welche Richtlinien bestehen für die Bereiche 

a) Bau von Krankenhäusern, 

b) Klimaanlagen, Lüftungstechnik, 

c) Reinigung, 

und seit wann sind diese Richtlinien in Kraft? 


Neben der Vorschrift über die Lüftung in Krankenanstalten 
- DIN 1946, Blatt 4, aus dem Jahr 1963 - besteht noch die von 
der beim Bundesgesundheitsamt gebildeten Kommission erar- 
beitete Empfehlung, die als Richtlinie am 9. Januar 1976 im 
Bundesgesundheitsblatt Nr. 1/1976 veröffentlicht worden ist. 
Sie enthält unter Abschnitt 4 Regelungen über „Verhütung und 
Bekämpfung von Krankenhausinfektionen durch funktionell- 
bauliche Maßnahmen", unter Abschnitt 6 Regelungen zur „Ver- 
hütung und Bekämpfung von Krankenhausinfektionen durch 
hygienische Maßnahmen in Versorgungs- und technischen Be- 
reichen" sowie unter Abschnitt 7 Regelungen über die „Durch- 
führung der Sterilisation und Desinfektion". In diesen Abschnit- 
ten werden u. a. auch die Grundsätze der Krankenhaushygiene 
bei der Planung und Durchführung von Neu- und Umbauten von 
Krankenanstalten und die an klima- und lüftungstechnische 
Einrichtungen sowie an die Reinigug zu stellenden hygienischen 
Anforderungen aufgestellt. Diese Anforderungen sollen durch 
gesondert erscheinende Anlagen zur Richtlinie, mit deren Erar- 
beitung z.Z. mehrere Arbeitsgruppen befaßt sind, noch de- 
tailliert werden. 


7. In welchem Umfang hat die Bundesregierung ggf. im Zusammen- 
wirken mit den Ländern sichergestellt, daß eine den Aufgaben 
zur Bekämpfung von Krankheitsinfektionen angemessene Fort- 
bildung der Ärzte, des Pflegepersonals und des sonstigen Per- 
sonals an den Krankenhäusern gewährleistet wird? 

Die Fortbildung für die ärztlichen und nichtärztlichen Heil- 
berufe obliegt nach der Verfassung den Ländern. Die Bundes- 
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regierung ist jedoch im Zusammenwirken mit den Ländern dar- 
um bemüht, daß bereits während der Ausbildung zu diesen 
Berufen Kenntnisse über Krankenhausinfektionen und deren 
Bekämpfung vermittelt werden. 


8. In welchem Umfang hat die Bundesregierung Forschungsauf- 
träge zum Problem der Erkennung, Verhütung und Bekämpfung 
von Krankenhausinfektionen vergeben, und welche Ergebnisse 
liegen darüber vor, und beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Vergabe derartiger Aufträge auch in Zukunft zu fördern? 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat im 
Jahre 1975 eine Forschergruppe beauftragt, eine Literatur- und 
Datensammlung zur Frage der Häufigkeitsverteilung und Ent- 
wicklung von Krankenhausinfektionen und der zu ihrer Beur- 
teilung notwendigen Basisdaten zu erstellen. Das Ergebnis die- 
ses Auftrages liegt jetzt in Form einer Kosten-Nutzen-Betrach- 
tung von möglichen Maßnahmen gegen Krankenhausinfektio- 
nen vor (vgl. hierzu auch Antwort auf Frage 3). Die Studie ist 
umfangreich; es ist beabsichtigt, sie in Kürze zu veröffentlichen. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung in den letzten Jahren 
Forschungsarbeiten zu Einzelproblemen auf dem Gebiet der 
Krankenhaushygiene mit rund 300 000 DM gefördert. Ferner 
setzt auch die Deutsche Forschungsgemeinschaft im Sonderfor- 
schungsbereich Mittel für die Forschung auf dem Gebiet des 
bakteriellen Hospitalismus ein. 


9. In welchen Institutionen wird das Problem von Krankenhaus- 
infektionen bislang wissenschaftlich behandelt, und wie gestal- 
tet sich die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Einrich- 
tungen und den zuständigen Stellen der Bundesregierung? 

Das Problem der Krankenhausinfektionen wird - wenn auch mit 
unterschiedlicher Intensität - von allen Medizinaluntersu- 
chungsämtern, aber auch von der Mehrzahl der Hygiene-Insti- 
tute sowie einer Reihe von Universitätskliniken wissenschaft- 
lich behandelt. An der Universität Hamburg wurde in diesem 
Jahr der erste Lehrstuhl für Krankenhaushygiene errichtet. 

Die Zusammenarbeit dieser Stellen mit den zuständigen Behör- 
den des Bundes und der Länder haben ihren sichtbaren Nieder- 
schlag in der beim Bundesgesundheitsamt erarbeiteten Richt- 
linie für die Erkennung, Verhütung und Bekämpfung von Kran- 
kenhausinfektionen gefunden. 
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